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A. Landesverwaltungsamt 

 
Öffentliche Bekanntgabe des Referates  

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  

Vorprüfung nach § 9 UVPG im Rahmen des  
Genehmigungsverfahrens zum Antrag der Firma 
TRIMET Aluminium SE in 06493 Harzgerode auf  

Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen  
Änderung einer Anlage zum Schmelzen von  

Nichteisenmetallen in 06493 Harzgerode, 
 Landkreis Harz 

 
Die TRIMET Aluminium SE in 06493 Harzgerode bean-
tragte mit Schreiben vom 25.06.2019 beim Landesverwal-
tungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 16 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die 
wesentliche Änderung einer 
 

Anlage zum Schmelzen von Nichteisenmetallen 
 
hier: Errichtung und Betrieb einer zusätzlichen Fil-

teranlage zur Erfassung und Reinigung der 
staubhaltigen Abgase bei der Materialauf-
gabe 

 
auf dem Grundstück in 06493 Harzgerode, 
 
Gemarkung: Harzgerode, 
Flur:  8, 
Flurstück: 650. 
 
Gemäß § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 9 UVPG festgestellt 
wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, so 

dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist. 
 
Auf Grund der Merkmale und es Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
- Entsprechend der Immissionsprognose des TÜV 

NORD wird in Bezug auf Staub der Bagatellmassen-
strom von 1 kg/h unterschritten. Daher kann auf eine 
irrelevante Immissionsbelastung geschlossen werden. 
Der geplante Abluftkamin ist mit ca. 26 m Höhe über 
Erdgleiche ausreichend hoch bemessen. 
Durch das geplante Vorhaben ist bezüglich des 
Schutzgutes Mensch mit keinen erheblich nachteiligen 
Auswirkungen zu rechnen. 

- Mit den Antragsunterlagen wurde nachgewiesen, dass 
es mit dem Einbau der Filteranlage zu keiner Beein-
trächtigung bezüglich des FFH-Gebietes „Selketal und 
Bergwiesen bei Stiege“, des Vogelschutzgebietes 
„Nordöstlicher Unterharz“, des Landschaftsschutzge-
bietes „Harz und nördliches Harzvorland“, des Natur-
parks „Harz“ sowie der Klimaschutzwaldflächen kom-
men kann. Für das „Große Mausohr“ besteht keine Be-
troffenheit. Es ist keine Verschlechterung des Erhal-
tungszustandes der Gebiete zu erwarten. Durch das 
geplante Vorhaben ist bezüglich des Schutzgutes Tier, 
Pflanzen und biologische Vielfalt mit keinen erheblich 
nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

- Die Installation der Filteranlage erfolgt innerhalb einer 
vorhandenen Halle, sodass bisher unversiegelte Flä-
chen nicht in Anspruch genommen werden. Da mit 
dem Vorhaben keine Eingriffe in den Boden vorgese-
hen sind, sind Beeinträchtigungen des Bodens nicht zu 
erwarten. 

- Die Lagerung und Verwendung der wassergefährden-
den Stoffe erfolgt ohne Änderung. Industrielles Abwas-
ser fällt nicht an. Die Dachentwässerung der Halle ist 
an die Niederschlagswasserkanalisation angeschlos-
sen. Durch das geplante Vorhaben ist bezüglich des 
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Schutzgutes Wasser mit keinen erheblich nachteiligen 
Auswirkungen zu rechnen. 

- Aufgrund der Verbesserung der Emissionssituation 
und Einhaltung eines Staubgrenzwertes von 5 mg/m3 
ergeben sich keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Schutzgüter Klima und Luft. 

- Bezüglich des Landschaftsbildes hat die Errichtung der 
Filteranlage keine Relevanz, da keine Errichtung land-
schaftsbildwirksamer baulicher Anlagen erfolgt. 

- Da die Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVPG 
als nicht erheblich eingeschätzt werden, sind nachtei-
lige Auswirkungen durch Wechselwirkungen zwischen 
den Schutzgütern nicht zu erwarten. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf einer 
Vorprüfung, so ist die Einschätzung der zuständigen Be-
hörde in einem gerichtlichen Verfahren betreffend die Zu-
lassungsentscheidung nur darauf zu überprüfen, ob die 
Vorprüfung entsprechend den Vorgaben des § 7 UVPG 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvollzieh-
bar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 9 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des Ge-

nehmigungsverfahrens zum Antrag der LEUNA-Harze 
GmbH in 06237 Leuna auf Erteilung einer Genehmi-
gung nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) zur wesentlichen Änderung der Anlage 
zur Herstellung von  

Epoxidharzen in 06237 Leuna, Landkreis Saalekreis 
 
Die LEUNA-Harze GmbH in 06237 Leuna beantragte mit 
Schreiben vom 18.10.2019 beim Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 16 BImSchG für 
die wesentliche Änderung der 
 

Anlage zur Herstellung von Epoxidharzen; 
 

hier: Errichtung und Betrieb eines neuen Anla-
genteils zur Herstellung von Bisphenol F mit  
einer Jahreskapazität von 5000 t  
(Phenolharz 3) 

 
auf dem Grundstück in 06237 Leuna, 
 
Gemarkung: Leuna, 
Flur:  16, 
Flurstück:  255. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 9 UVPG festgestellt 
wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, so-
dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
- Die neue Teilanlage soll auf einer von Altanlagen be-

räumten Fläche innerhalb des Chemiestandortes 
Leuna errichtet werden. Schutzgebiete und gesetzlich 

geschützte Biotope befinden sich nicht im näheren 
Umfeld des Standortes. Relevante Beeinträchtigungen 
des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt sind durch die neue Anlage aufgrund der bereits im 
Bestand eingeschränkten Habitateignung wegen des 
bestehenden Anlagenbetriebs und der Lage im Indus-
triegebiet nicht zu erwarten. 

- Durch das geplante Vorhaben kommt es zu einem Flä-
chenverlust von ca. 3000 m2. Aufgrund der anthropo-
genen Vorbelastungen am Industriestandort und der 
daraus resultierenden durchschnittlichen Bedeutung 
der betroffenen Böden, sind die anlagenbedingten 
Auswirkungen auf das entsprechende Schutzgut als 
nicht erheblich nachteilig einzustufen. Das Auffinden 
von archäologischen Besonderheiten im Rahmen des 
Bauvorhabens ist nicht zu erwarten. 

- Bezüglich des Landschaftsbildes sind keine nachteili-
gen Wirkungen zu erwarten, da die neue Anlage inner-
halb eines ausgedehnten Industriegebietes geplant ist, 
welches im Bestand von weit sichtbaren Anlagen do-
miniert wird. 

- Beim Betrieb der neuen Anlage werden Luftverunreini-
gungen hervorgerufen. Anfallende Verdrängungsgase 
infolge der Erwärmung eines Formalinbehälters wer-
den nach einer Wäsche unter Einhaltung der TA Luft 
an die Atmosphäre abgegeben. Phenol- und toluolhal-
tige Gasmengen der Vakuumanlagen bzw. aus Beat-
mungssystemen werden den katalytischen Abgasreini-
gungsanlagen zugeführt. Nachteiliege Auswirkungen 
auf das EU- Vogelschutzgebiet „Bergbaufolgeland-
schaft Kayna Süd“ sowie die Landschaftsschutzge-
biete „Saale“ (beinhaltet EU- Vogelschutzgebiet 
„Saale-Elster-Aue südlich Halle“ und FFH- Gebiet 141 
„Saale-, Elster-, Luppe-Aue zwischen Merseburg und 
Halle“) sowie „Geiselaue“ (beinhaltet FFH- Gebiet 144 
„Geiselniederung westlich von Merseburg“) sind nicht 
zu erwarten. 

- Stoffe, die über stoffspezifische Gerüche verfügen, 
werden in geschlossenen Systemen gehandhabt. Le-
diglich bei Entladevorgängen können im unmittelbaren 
Anlagenbereich geringe Geruchsemissionen auftre-
ten. Eine Überschreitung der Immissionswerte der Ge-
ruchsimmissions-Richtlinie ist auszuschließen. 

- Die Anlage stellt einen Betriebsbereich der oberen 
Klasse im Sinne von § 1 der Störfall-Verordnung (12. 
BlmSchV) dar. Der Sicherheitsbericht kommt zu dem 
Ergebnis, dass die neue Teilanlage entsprechend dem 
Stand der Technik errichtet und betrieben wird, dass 
das Gefährdungspotenzial der Anlage gering ist und 
von ihrem Betrieb keine erheblichen Gefährdungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft ausgehen. 

- Mit einem Bericht über die Durchführung von schall-
technischen Untersuchungen zur Ermittlung der zu er-
wartenden Geräuschimmissionen konnte dargelegt 
werden, dass durch die lärmarme Konstruktion und 
Ausführung von Schallquellen sowie Aufstellung der 
Anlage in einem Gebäude sichergestellt ist, dass die 
den Schallschutz betreffenden Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 8.2 der Stadt Leuna eingehalten 
werden und die geplante Erweiterung zu keiner erheb-
lichen Verschlechterung der Immissionssituation an 
der nächstgelegenen Wohnbebauung führt. 

- Im Zuge der Anlagenerweiterung ist keine Gefährdung 
von Oberflächengewässern, des Grundwassers und/ 
oder des Bodens zu erwarten. Wasserrechtliche 
Schutzgebiete befinden sich nicht im näheren Umfeld 
der Anlage, das Betriebsgelände liegt außerhalb von 
Überschwemmungsgebieten. 
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- Wie in den vorherigen Betrachtungen der einzelnen 
Schutzgüter dargestellt, sind durch das Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die 
einzelnen Schutzgüter zu erwarten. Daher ergeben 
sich hierdurch auch keine relevanten Wechselwirkun-
gen zwischen den Schutzgütern. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und ob 
das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß  
§ 10 Abs. 3, 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes und den Maßgaben der Verordnung über 

das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV zum An-
trag der MD Biowerk GmbH in 01307 Dresden auf Er-
teilung einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-Im-

missionsschutzgesetzes zur  
Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur  

Herstellung von Biodiesel in 39590 Tangermünde, 
Landkreis Stendal 

 
Die MD Biowerk GmbH in 01307 Dresden beantragte beim 
zuständigen Landesverwaltungsamt die Erteilung einer 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (BImSchG) zur Errichtung und zum Betrieb einer 
 

Anlage zur Herstellung von Biodiesel mit einer  
Produktionskapazität von 33.000 t/a 

 
(Anlage nach Nr. 4.1.2 des Anhangs 1 zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV und 
Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen 
(IE-Richtlinie)) 
 
auf dem Grundstück in 39590 Tangermünde, 
 
Gemarkung:  Tangermünde, 
Flur:  5,  6, 
Flurstücke: 3121,  130, 132, 135, 137. 
 
Das Vorhaben wurde am 17.09.2019 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt ge-
macht, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung 
pflichtgemäßen Ermessens entschieden hat, dass der Er-
örterungstermin nicht stattfindet.  
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Entscheidung über den Erörterungstermin im  

Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Antrag 
der Firma Shell Catalysts & Technologies Leuna 

GmbH in 06237 Leuna auf Erteilung einer  
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zur Errichtung und zum Betrieb einer 

Anlage zur Herstellung von Katalysator-Tabletten in 
06237 Leuna, Saalekreis 

 
Die Firma Shell Catalysts & Technologies Leuna GmbH in 
06237 Leuna beantragte beim Landesverwaltungsamt die 
Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Errichtung und zum 
Betrieb einer  
 
Anlage zur Herstellung von Katalysator-Tabletten mit 
einer Produktionskapazität von 1.800 t geglühtes Pro-

dukt / Jahr 
 
(Anlage nach Nr. 4.1.16 des Anhangs 1 zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) 
 
auf einem Grundstück in 06237 Leuna,   
 
Gemarkung:  Spergau, 
Flur:  3, 
Flurstück: 995. 
 
Das Vorhaben wurde am 17.09.2019 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt ge-
macht, dass der Erörterungstermin am 14.01.2020 nicht 
stattfindet.  
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Einzelfallprüfung nach § 9 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens zum Antrag der KSM Cas-
tings Group GmbH, Neustadter Ring 1, 38855 Werni-
gerode auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur wesentli-
chen Änderung einer Anlage zum Schmelzen und 

Gießen von Aluminium in Wernigerode,  
Landkreis Harz 

 
 
Die KSM Castings Group GmbH, in 38855 Wernigerode, 
Neustadter Ring 1, beantragte mit Schreiben vom 
05.08.2019 (Posteingang am 12.08.2019) beim Landes-
verwaltungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 
16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für 
die die wesentliche Änderung der 

 
Anlage zum Schmelzen und Gießen von Aluminium; 

 
hier: Errichtung der neuen Gießanlage CPC-Hyundai 

 
auf dem Grundstück in 38855 Wernigerode,  
 
Gemarkung:  Wernigerode, 
Flur:  3, 
Flurstücke: 133, 173, 174, 175, 176, 177, 349. 
  
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung nach §§ 9 und 7 
UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte Vorha-
ben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu be-
fürchten sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erfor-
derlich ist.  
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Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
- Durch den Betrieb der Gießlinie ergeben sich keine 

Auswirkungen auf die Emissionen an Luftschadstoffen 
der Anlage, da sich durch das Vorhaben die Schmelz-
leistung im Bereich der Schmelzerei nicht erhöht. 

- Die neue Gießlinie wird in einer geschlossenen und 
schallisolierten Halle aufgestellt, so dass sich die Ge-
räuschsituation im Umfeld der Anlage (insbesondere 
im Bereich der nächsten Wohnbebauung) nicht ver-
schlechtern wird. 

- Insgesamt wird eingeschätzt, dass von dem Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch ausgehen werden. 

- Mit dem Vorhaben ist keine Überbauung von bisher 
unversiegelten Flächen verbunden, so dass erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt nicht zu erwarten 
sind. 

- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutz-
güter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt können 
ausgeschlossen werden.  

- Der Betrieb der neuen Gießlinie verursacht kein zu-
sätzliches Abwasser. Hinsichtlich der bestehenden Ab-
wassermengen und den damit verbundenen Behand-
lungsanlagen ergeben sich durch das Vorhaben keine 
Änderungen. Insgesamt wird eingeschätzt, dass durch 
den Betrieb der geänderten Anlage keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
hervorgerufen werden können. 

- Da durch den Betrieb der geänderten Schmelz- und 
Gießanlage nur irrelevante Immissionen im Umfeld der 
Anlage hervorgerufen werden und mit dem Vorhaben 
keine zusätzlichen Flächenversiegelungen von Boden 
verbunden sind, werden von dem geplanten Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen hinsicht-
lich der Wechselwirkungen zwischen den Schutzgü-
tern hervorgerufen. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und ob 
das Ergebnis nachvollziehbar ist. 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates Wasser 

über die Veröffentlichung der wichtigen  
Wasserbewirtschaftungsfragen zur Erstellung der 

Bewirtschaftungspläne für die Flussgebietseinheiten 
Elbe und Weser und die zu treffenden  

Anhörungsmaßnahmen 
 
Mit ihrer Veröffentlichung am 22.12.2000 im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaft ist die Richtlinie 2000/60/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23.10.2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpo-
litik (ABl. EG Nr. L 327 S. 1), zuletzt geändert durch Richt-
linie 2008/32/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11.03.2008 (ABl. EG Nr. L 81 S.60) - EG-
Wasserrahmenrichtlinie - in Kraft getreten. 
 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, für die jeweiligen 
Flussgebietseinheiten einen Bewirtschaftungsplan zu er-
stellen, der die zum Erreichen der Ziele der EG-
Wasserrahmenrichtlinie erforderlichen Maßnahmen ent-
hält. Die Bewirtschaftungspläne sind jeweils zweimal nach 
sechs Jahren fortzuschreiben. 
 
Sachsen-Anhalt hat Anteil an den Flussgebietseinheiten 
Elbe und Weser. 
 
Die Bewirtschaftungspläne für den ersten Bewirtschaf-
tungszeitraum 2009 bis 2015 wurden zum 22.12.2009 ver-
öffentlicht (Bek. des Referates Wasser des Landesverwal-
tungsamtes im Amtsblatt 1/2010 vom 15.01.2010). 
Der Bewirtschaftungsplan für den zweiten Bewirtschaf-
tungszeitraum 2015 bis 2021 für die Flussgebietseinheit 
Elbe wurde zum 22.12.2015 veröffentlicht (Bek. des Refe-
rates Wasser des Landesverwaltungsamtes im Amtsblatt 
12/2015 vom 15.12.2015).  
Der Bewirtschaftungsplan für den zweiten Bewirtschaf-
tungszeitraum 2015 bis 2021 für die Flussgebietseinheit 
Weser wurde zum 15.04.2016 veröffentlicht (Bek. des Re-
ferates Wasser des Landesverwaltungsamtes im Amts-
blatt 04/2016 vom 15.04.2016). 
 
Die für die Flussgebietseinheiten Elbe und Weser festge-
stellten wichtigen Wasserbewirtschaftungsfragen zur Er-
stellung der Bewirtschaftungspläne des dritten Bewirt-
schaftungszeitraums 2022 bis 2027 werden gemäß § 83 
Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 04. Dezember 2018 (BGBl. I S.2254) unter der nach-
folgenden Internetadresse ab dem 22. Dezember 2019 be-
kannt gemacht: 
 

https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/landwirtschaft-
umwelt/wasser/ 

 
Innerhalb von sechs Monaten nach dieser Bekanntma-
chung kann zu den wichtigen Wasserbewirtschaftungsfra-
gen Stellung genommen werden. Die Stellungnahmen 
sind in schriftlicher Form an das Landesverwaltungsamt, 
Referat Wasser, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle o-
der per E-Mail an  
 

wrrl-anhoerung@lvwa.sachsen-anhalt.de 
 
zu richten. 
 
Die Stellungnahmen müssen folgende Angaben enthalten: 
 
1. Vor- und Nachname sowie Adresse bei natürlichen 

Personen, 
 
2. Name und Adresse des Verbandes oder der Institution, 

 
3. Bezeichnung der Handelsfirma oder Name und Sitz bei 

juristischen Personen, 
 

4. Titel des Bewirtschaftungsplanes, zu dessen wichtigen 
Wasserbewirtschaftungsfragen Stellung genommen 
wird. 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntgabe des Referates 

Agrarwirtschaft, Ländliche Räume, Fischerei,  
Forst- und Jagdhoheit gemäß § 9 Abs. 3 Nr. 2 Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur 
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allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen 
des Bodenordnungsverfahrens „Huy-Mitte“, 
Landkreis Harz, Verfahrensnummer HZ0035 

 
Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
(ALFF) Mitte in 38820 Halberstadt, Große Ringstraße 52, 
führt das mit Datum vom 21.03.2013 nach § 56 Landwirt-
schaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) i. V. m. § 86 Flurbe-
reinigungsgesetz (FlurbG) angeordnete Bodenordnungs-
verfahren „Huy-Mitte“, Landkreis Harz, Verfahrensnummer 
HZ0035 mit einer Verfahrensgebietsgröße von ca. 1.825 
ha durch. Mit Bericht (AZ.: 12 HZ0035-) vom 24.10.2019 
beantragte das ALFF Mitte die Feststellung, ob eine Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung für  
 

den Bau der geplanten gemeinschaftlichen und  
öffentlichen Anlagen der 1. Änderung des Wege- und 

Gewässerplans mit landschaftspflegerischen  
Begleitplan nach § 41 FlurbG im Rahmen des Boden-

ordnungsverfahrens „Huy-Mitte“, Landkreis Harz, 
Verfahrensnummer HZ0035,  

Gemarkungen Anderbeck, Flur 1, 2, 3 tlw., 4 tlw., 5 
und 10 tlw.,  

Dedeleben, Flur 5 tlw.,  
Dingelstedt, Flur 1 tlw.,  

Huy-Neinstedt, Flur 1 tlw. und 2 tlw.,  
Pabstorf, Flur 6 tlw. und 7 tlw. sowie  
Vogelsdorf Flur 1 tlw., 2, 3, 4 und 5 

 
besteht. 
 
Für die Flurbereinigung ist gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 i. V. 
m. Nummer 16 .1 der Anlage 1 zum UVPG eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen. Dies gilt ge-
mäß § 9 Abs. 3 Nr. 2 UVPG gleichermaßen sofern das 
Vorhaben geändert wird. Die Vorprüfung wurde dement-
sprechend anhand der in der Anlage 3 zum UVPG ge-
nannten Kriterien durchgeführt. 
 
Im Rahmen der 1. Änderung des Wege- und Gewässer-
plan nach § 41 FlurbG waren der Aus- und Neubau ländli-
cher Wege (11.967 m Wegeausbau in Spurbahn für mittel-
schwere Beanspruchung; 336 m Wegeneubau in Spur-
bahn für mittelschwere Beanspruchung einschließlich der 
Nebenanlagen wie Ausweichen, Wendehammer, Einmün-
dungen, Durchlässe); gewässerregulierende Maßnahmen 
(1.024 m Gewässerausbau; 2.565 m Gewässerneubau 
und ca. 4.500 m² Regenrückhaltung mit Renaturierung am 
Ortsrand) und landschaftspflegerische Kompensations- 
und Gestaltungsmaßnahmen geplant sowie der Rückbau 
von ca. 2.200 m² landwirtschaftlicher Gebäude/Restsub-
stanz und Wegeflächen. 
 
Die Prüfung hat ergeben, dass mit den geplanten Maßnah-
men erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen ausge-
schlossen sind. 
 
Aufgrund der Merkmale des Vorhabens sowie der getroffe-
nen Vorkehrungen ergeben sich folgende wesentliche 
Gründe für die Feststellung:  
Der geplante Ausbau der ländlichen Wege erfolgt größten-
teils auf vorhandenen Wegen. Mit den Rückbaumaßnah-
men kommt es zu einem Flächengewinn. Die Beeinträch-
tigung für die im § 2 UVPG benannten Schutzgüter ist da-
her als gering einzuschätzen. Die Auswirkungen der Ein-
griffe werden im Rahmen des Bodenordnungsverfahrens 
entsprechend ausgeglichen bzw. kompensiert.  

Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung besteht demnach nicht. 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
bekannt gegeben. Die Feststellung ist nach § 5 Absatz 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat Agrarwirt-
schaft, Ländliche Räume, Fischerei, Forst- und Jagdhoheit 
in 06118 Halle (Saale), Dessauer Str. 70 als der zuständi-
gen Behörde, eingesehen werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates 
Agrarwirtschaft, Ländliche Räume, Fischerei,  

Forst- und Jagdhoheit gemäß § 9 Abs. 3 Nr. 2 Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

zur allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls  
im Rahmen des Bodenordnungsverfahrens  

„Ohrsleben“, Landkreis Börde,  
Verfahrensnummer BOE080 

 
Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
(ALFF) Mitte in 38820 Halberstadt, Große Ringstraße 52, 
führt das mit Datum vom 17.05.2013 nach § 56 Landwirt-
schaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) i. V. m. § 86 Flurbe-
reinigungsgesetz (FlurbG) angeordnete Bodenordnungs-
verfahren „Ohrsleben“, Landkreis Börde, Verfahrensnum-
mer BOE080 mit einer Verfahrensgebietsgröße von 1.105 
ha durch. Mit Bericht vom 14.10.2019 beantragte das 
ALFF Mitte die Feststellung, ob eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für  
 
den Bau der geplanten gemeinschaftlichen und öffent-
lichen Anlagen der 1. Änderung des Wege- und Ge-
wässerplans mit landschaftspflegerischen Begleit-
plan nach § 41 FlurbG im Rahmen des Bodenord-
nungsverfahrens „Ohrsleben“, Landkreis Börde, Ver-
fahrensnummer BOE080, Gemarkung Ohrsleben Flur 
1, 2 tlw., 3 tlw., 4 tlw., 5 tlw. und 6 tlw. 
 
besteht. 
 
Für die Flurbereinigung ist gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 i. V. 
m. Nummer 16 .1 der Anlage 1 zum UVPG eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen. Dies gilt ge-
mäß § 9 Abs. 3 Nr. 2 UVPG gleichermaßen sofern das 
Vorhaben geändert wird. Die Vorprüfung wurde dement-
sprechend anhand der in der Anlage 3 zum UVPG ge-
nannten Kriterien durchgeführt. 
 
Im Rahmen der 1. Änderung des Wege- und Gewässer-
plan nach § 41 FlurbG ist der Rückbau von Stallanlagen in 
der Gemarkung Ohrsleben, Flur 2, Flurstück 55/3 und an-
teilig auf dem Flurstück 55/1 geplant. 
 
Die Prüfung hat ergeben, dass mit der geplanten Maß-
nahme erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen ausge-
schlossen sind. 
 
Aufgrund der Merkmale des Vorhabens sowie der getroffe-
nen Vorkehrungen ergeben sich folgende wesentliche 
Gründe für die Feststellung:  
Durch die vorliegenden Unterlagen zur 1. Planänderung 
des Wege-und Gewässerplans und den hierzu vorgeleg-
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ten Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange wer-
den unter Beachtung der Auflagen die Beeinträchtigungen 
für die im § 2 UVPG benannten Schutzgüter als gering ein-
geschätzt. Die Auswirkungen der Eingriffe werden im Rah-
men des Bodenordnungsverfahrens entsprechend ermit-
telt sowie ausgeglichen bzw. kompensiert.  
 
Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) besteht demnach nicht. 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
bekannt gegeben. Die Feststellung ist nach § 5 Absatz 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat Agrarwirt-
schaft, Ländliche Räume, Fischerei, Forst- und Jagdhoheit 
in 06118 Halle (Saale), Dessauer Str. 70 als der zuständi-
gen Behörde, eingesehen werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates 
Agrarwirtschaft, Ländliche Räume, Fischerei,  

Forst- und Jagdhoheit gemäß § 5 Abs. 2 Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen des 

Flurbereinigungsverfahrens 
„Klein Wanzleben-Zuckerdorf“, Landkreis Börde,  

Verfahrensnummer BK0022 
 
Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
(ALFF) Mitte in 39164 Wanzleben, Ritterstraße 17-19, führt 
das mit Datum vom 11.09.2019 nach § 86 Flurbereini-
gungsgesetz (FlurbG) angeordnete Flurbereinigungsver-
fahren „Klein Wanzleben-Zuckerdorf“, Landkreis Börde, 
Verfahrensnummer BK0022 mit einer Verfahrensgebiets-
größe von 3.500 ha durch. Mit Bericht (Az.: 15.5-
611B1/BK0022) vom 04.02.2019 beantragte das ALFF 
Mitte im Rahmen der Aufstellung der allgemeinen Grunds-
ätze für die zweckmäßige Neugestaltung des Flurbereini-
gungsgebietes nach § 38 FlurbG beim Landesverwal-
tungsamt die Feststellung, ob eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das 
Vorhaben: 
 

Bau der geplanten gemeinschaftlichen und  
öffentlichen Anlagen im Rahmen des  

Flurbereinigungsverfahrens „Klein Wanzleben-Zu-
ckerdorf“, Landkreis Börde,  

Verfahrensnummer 611-23BK0022, 
umfassen folgende Gemarkungen (teilweise):  
Gemarkung Ampfurth, Fluren 1, 2, 3, 4, 5, 6, 9; 
Gemarkung Groß Germersleben, Fluren 1, 2; 

Gemarkung Klein Oschersleben, Fluren 1, 2, 4, 5, 8; 
Gemarkung Klein Wanzleben, Fluren 1, 2, 3, 4;  

Gemarkung Peseckendorf, Fluren 1, 2, 3, 4, 5, 6;  
Gemarkung Remkersleben, Fluren 1, 4, 8, 9, 10,  

Gemarkung Seehausen, Flur 5;  
Gemarkung Wanzeben, Fluren1, 2, 3, 4, 14;  

Gemarkung Schermcke, Flur 13 und  
Gemarkung Oschersleben, Fluren 7, 8,  

 
besteht. 
 
Für die Flurbereinigung ist gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 i. V. 
m. Nummer 16 .1 der Anlage 1 zum UVPG eine allge-

meine Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen. Die Vorprü-
fung wurde anhand der in der Anlage 3 zum UVPG ge-
nannten Kriterien durchgeführt. 
 
Der vorgesehene Ausbau der ländlichen Wege umfasst 
eine Gesamtlänge von ca. 11,7 km. Dabei werden ca. 10,4 
km in Spurbahn Beton und ca. 1,3 km in Bitumen ausge-
baut.  
Außerdem erfolgt ein Wegeneubau in Spurbahn Beton in 
einer Länge von ca. 1,1 km. Einmündungen in klassifizierte 
Straßen und Wegekreuzungen, -einmündungen und Aus-
weichen werden in Betondecke hergestellt. Es soll ein Weg 
rückgebaut werden, die Länge beträgt ca. 650 m. Die ge-
planten Maßnahmen zum Gewässerschutz haben eine 
Gesamtlänge von ca. 14,4 km. Landschaftsgestaltende 
Maßnahmen sind in einem Umfang von ca. 17,4 km vor-
gesehen. Auf einer Gesamtfläche von ca. 2.200 m² erfol-
gen Abriss- bzw. Entmüllungs- und Entsiegelungsarbeiten. 
Die Prüfung hat ergeben, dass mit den geplanten Maßnah-
men erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen ausge-
schlossen sind. 
 
Aufgrund der Merkmale des Vorhabens sowie der getroffe-
nen Vorkehrungen ergeben sich folgende wesentliche 
Gründe für die Feststellung:  
Im Flurbereinigungsverfahren besteht Bedarf an Flächen 
für die Anlage von Wirtschaftswegen (Verkehrsflächen) 
und zur Umsetzung landschaftspflegerischer Maßnahmen 
im Zuge der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. 
Nach Abwägung der Interessenlagen wurde in den Neu-
gestaltungsgrundsätzen durch weitgehende Planung des 
Wegeausbaus in alter Trasse und Ausbau in Spurbahn 
eine Lösung des sparsamen Umgangs mit der Ressource 
Fläche gefunden. 
Bei breiten und ausgefahrenen Wegen ist es möglich, 
durch den Wegeausbau eine Reduzierung der Verkehrs-
fläche zu erreichen. Hier bietet sich die Möglichkeit, bei be-
reits vorhandenem Bewuchs oder parallellaufenden Grä-
ben die frei gewordene Fläche für landschaftsgestaltende 
Maßnahmen zu verwenden. Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen sollen vorrangig auf unwirtschaftlichen Rest- und 
Splitterflächen, bzw. Flächen mit geringem Ertrag umge-
setzt werden.  Die Beeinträchtigung für die im § 2 UVPG 
benannten Schutzgüter ist daher als gering einzuschätzen. 
Die Auswirkungen der Eingriffe werden im Rahmen des 
Flurbereinigungsverfahrens entsprechend ausgeglichen 
bzw. kompensiert.  
 
Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) besteht demnach nicht. 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
bekannt gegeben. Die Feststellung ist nach § 5 Absatz 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat Agrarwirt-
schaft, Ländliche Räume, Fischerei, Forst- und Jagdhoheit 
in 06118 Halle (Saale), Dessauer Str. 70 als der zuständi-
gen Behörde, eingesehen werden. 
 
 

D. Sonstige Dienststellen 
 

Öffentliche Bekanntmachung der  
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg über 

die Haushaltssatzung 2020 des Zweckverbandes 
„Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg“ 
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1. Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Regio-
nale Planungsgemeinschaft Magdeburg“ 2020 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 des Landesentwicklungsgesetzes 
Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. 
LSA S.170), zuletzt geändert durch §§ 1 und 2 des Geset-
zes vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203), in Verbin-
dung mit §§ 13 und 16 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GKG – LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBl. LSA S. 81), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Juni 
2018 (GVBl. LSA S. 166, 174), und des § 100 Kommunal-
verfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommu-
nalverfassungsgesetz - KVG LSA) vom 17. Juni 2014 
(GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. 
April 2019 (GVBl. LSA S. 66) hat die Regionalversamm-
lung des Zweckverbandes „Regionale Planungsgemein-
schaft Magdeburg“ in ihrer Sitzung am 13.11.2019 fol-
gende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 erlas-
sen. 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leisten-
den Auszahlungen enthält, wird 
 
 

 
 

festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Eine Kreditermächtigung wird nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 

Eine Verpflichtungsermächtigung wird nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zah-
lungsfähigkeit wird auf 50.000,- € festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Es wird für das Haushaltsjahr 2020 eine Verbandsumlage 
in Höhe von 0,6 € je Einwohner erhoben. 
 

 
 
Die Verbandsumlage wird von den Verbandsmitgliedern in 
zwei gleichen Raten zum 20.03.2020 und 05.06.2020 fäl-
lig. 
    
 
Magdeburg, 13.11.2019 
 

 
 
 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2020 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2020 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Haus-
haltsplan mit seinen Anlagen liegt nach § 102 Abs. 2 KVG 
LSA zur Einsichtnahme vom 17.12.2019 bis 20.12.2019 
sowie am 02.01.2020, 03.01.2020 und am 07.01.2020 in 
der Geschäftsstelle der Regionalen Planungsgemein-
schaft Magdeburg, Julius-Bremer-Straße 10, 39104 Mag-
deburg im Zimmer 453 von Mo-Fr von 7-12 Uhr und zudem 
von Mo-Do von 13-16 Uhr öffentlich aus. 
 
Eine Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde ist 
nicht erforderlich. Nach § 146 Abs. 2 KVG LSA hat die 
Kommunalaufsichtsbehörde die Gesetzmäßigkeit des Be-
schlusses über die Haushaltssatzung bestätigt (Verfügung 
vom 29.11.2019). 

 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Regionalen  
Planungsgemeinschaft Magdeburg über die erste 

Nachtragshaushaltssatzung 2019 des  
Zweckverbandes „Regionale Planungsgemeinschaft 

Magdeburg“ 
 
1. Erste Nachtragshaushaltssatzung des Zweckver-

bandes „Regionale Planungsgemeinschaft  
Magdeburg“ 2019 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 des Landesentwicklungsgesetzes 
Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. 
LSA S.170), zuletzt geändert durch §§ 1 und 2 des Geset-
zes vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203), in Verbin-
dung mit §§ 13 und 16 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GKG – LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBl. LSA S. 81), 
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zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Juni 
2018 (GVBl. LSA S. 166, 174), und des § 103 Kommunal-
verfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. April 2019 (GVBl. LSA S. 66) hat 
die Regionalversammlung des Zweckverbandes „Regio-
nale Planungsgemeinschaft Magdeburg“ in ihrer Sitzung 
am 13.11.2019 folgende Nachtragshaushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2019 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Durch den Nachtragshaushaltsplan werden Erträge und 
Aufwendungen des Ergebnisplanes / Einzahlung und Aus-
zahlungen des Finanzplanes nicht geändert. In den End-
summen bleiben die Erträge und Aufwendungen / Einzah-
lungen und Auszahlungen gegenüber den bisherigen 
Festsetzungen im Ergebnisplan / Finanzplan unverändert. 
 

§ 2 
 
Die bisher festgesetzte Kreditermächtigung wird nicht ge-
ändert. 
 

§ 3 
 
Die bisher festgesetzte Verpflichtungsermächtigung wird 
nicht geändert. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungs-
fähigkeit wird nicht geändert. 
 

§ 5 
 
Die Beträge der Verbandsumlage werden nicht geändert. 
 
Magdeburg, 13.11.2019 
 

 
 

2. Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssat-
zung 2019 

 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Der 1. Nachtragshaushaltsplan mit seinen Anlagen 
liegt nach § 102 Abs. 2 KVG LSA zur Einsichtnahme vom 
17.12.2019 bis 20.12.2019 sowie am 02.01.2020, 
03.01.2020 und am 07.01.2020 in der Geschäftsstelle der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg, Julius-
Bremer-Straße 10, 39104 Magdeburg im Zimmer 453 von 
Mo-Fr von 7-12 Uhr und zudem von Mo-Do von 13-16 Uhr 
öffentlich aus. 
 
Eine Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde ist 
nicht erforderlich. Nach § 146 Abs. 2 KVG LSA hat die 
Kommunalaufsichtsbehörde die Gesetzmäßigkeit des Be-
schlusses über die Haushaltssatzung bestätigt (Verfügung 
vom 29.11.2019). 
 

 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  
„Zweckverbandes Nordharzer Städtebundtheater“ 

über die  
Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2019 und den Nachtrag zur Haushaltssatzung 2019 

 
1. Zum mit Bericht vom 06.12.2019 vorab per E-Mail vor-
gelegten Nachtragshaushalt des Zweckverbandes "Nord-
harzer Städtebundtheater" für das Haushaltsjahr 2019 
ergeht folgende Entscheidung: 
 
Von kommunalaufsichtlichen Maßnahmen im Zusammen-
hang mit dem Beschluss der Verbandsversammlung über 
den Nachtragshaushalt 2019 wird abgesehen. 
 
2. Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
"Nordharzer Städtebundtheater" 
hat in seiner Sitzung am 06.12.2019 (Vorlage-Nr. 
224/120/19) den Nachtragshaushalt 2019 beschlossen. 
Mit Bericht vom 06.12.2019 (per E-Mail) wurde der Be-
schluss über den Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 
2019 der Kommunalaufsichtsbehörde vorgelegt. Der 
Nachtragshaushalt des Zweckverbandes "Nordharzer 
Städtebundtheater" für das Jahr 2019 enthält keine geneh-
migungspflichtigen Bestandteile. 
 
Die Nachtragshaushaltssatzung und die Haushaltssat-
zung Nachtrag 2019 sowie der Haushaltplan liegen ab 
Veröffentlichung im Amtsblatt des Landesverwaltungsam-
tes 7 Tage zur Einsichtnahme in der Verwaltung des Nord-
harzer Städtebundtheaters, Marschlinger Hof 17/18, 
06484 Quedlinburg. 
 
Halle, den 10. Dezember 2019 
 
Landesverwaltungsamt Halle 
 
Im Auftrag  
 
Wersdörfer 
 
 
Die Nachtragshaushaltssatzung sowie der Nachtrag 
zur Haushaltssatzung 2019 befinden sich im Anlagen-
teil dieses Amtsblattes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgegeben vom Landesverwaltungsamt  
Erscheint zum 15. des Monats 

Bezugspreis: 38,64 € jährlich, Einzelpreis: 3,22 €, zuzüglich Versandkosten
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Anlage 

zum Amtsblatt Nr. 12/2019 

17. Dezember 2019 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  
„Zweckverbandes Nordharzer Städtebundtheater“ 

über die Nachtragshaushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2019 und den Nachtrag zur 

Haushaltssatzung 2019 
 
 

- Nachtragshaushaushaltssatzung für  
das Haushaltsjahr 2019 

 
- Nachtrag zur Haushaltssatzung 2019 

 
 

 
 










